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Expebttion: Herrenſtraße AR 20. 
außerdem übernehmen alle Boft « Anftalten 
Beſtellungen auf bie Zeitung, welche in fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 
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Vierteljäbriger Abonnementspr⸗ 8 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb inel. Porto 
2 Thlr. 11% Sgr. Inſertionsgebühr für den 
Raum einer fünftheiligen Zeile in Pekitſchritf 
1% Sor. 


Wee. 


Dinstag den 1. März 1859. 


London, 28. Februar, Vormittags. Sicherem Verneh⸗ 
men nach wird Lord Donoughmore, bisheriger Generalzahl⸗ 
meiſter und Vicepräfident des Handelsbüreaus, das Miniſte⸗ 
rium des Handels, und Sir Sotheron Escourt, Präſident 
der Armengeſetzbehörde, das des Innern erhalten. Lord 
March ſoll das Amt des Generalzahlmeiſters übernehmen. 

London, 28. Februar. Nach der heutigen „Times““ 
wird die von Disraeli einzubringende Neformbill eine ſehr 
beſchränkte fein. Der Präſident des Handelsamts Sir Hen⸗ 
ley und der Staatsſekretär des Innern Sir Walpole, haben 
reſignirt. 

Aus Veracruz wurde vom 9. d. M. gemeldet, daß der 
General Miramon an Stelle Zuloaga's die Präſidentſchaft 
übernommen hat; derſelbe hat die letzte Zwangsanleihe au- 
nullirt; nachdem die Weſtmächte ihre darauf bezüglichen For⸗ 
derungen durchgeſetzt hatten. 

Paris, 28. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Die Börſe blieb auch heute be: 
unruhigt. Die Sproz. begann mit 68, fiel auf 67, 85, ſtieg auf 68, 05, wich 
abermals auf 67, 85 und ſchloß träge und unbelebt zur Notiz. Pro März 


wurde die Rente zu 68, 05 gehandelt. 

Schluß ⸗Courſe: 3pCt. Rente 67, 95. 4 pCt. Rente 97, 50. ZpCt. 
Spanier 39%. pCt. Spanier 29%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterreich. Staats: 
Eiſenbahn⸗Aktien 530. Kredit⸗mobilier⸗Aktien 771. Lombardiſche Eiſenbahn⸗ 

Der Dampfer „Aſia“ iſt aus Newyork eingetroffen 


Aktien 511. Franz⸗Joſeph — 

London, 28. Februar. ) { 
und überbringt 919,586 Dollars an Contanten und Nachrichten bis zum 16, 
d. M. Der Cours auf London war daſelbſt 109%, Middling Baumwolle 11%, 
Tabak unverändert, Mehl geſtiegen, Weizen feſt. n Neworleans waren 
Baumwollen⸗Preiſe unverändert. Die Dampfer „Amerika“ und „India“ 
waren aus Europa in Newyork eingetroffen. 

London, 28. Februar, Nachmittags 3 Uhr. 5 

Conſols 95%. Iproz. Spanier 30. Mexikaner 19%. Sardinier 80%, 
Sproz. Ruſſen 112%. 4 proz. Ruſſen 994. 

Der Dampfer Lane iſt mit Nachrichten vom 21. Januar vom Cap 
der guten Hoffnung eingetroffen. 
ien HE Be Mittags 12 Uhr 45 Min. Die Börfe 


Bank⸗Aktien 


hatte eine 


109, 30. Hamburg 82, 60. Paris 43, 30. Gold 107, —. Silber —, — 
dahn 101 110, —. Lombardiſche Eiſenbahn 86, — Neue Lomb. Eiſen⸗ 
n 101, —, - 


Frankfurt a. M., 28. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Ultimo⸗ 
Regulirung leicht, jedoch zu niedrigen Courſen. 
chluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbacher 139%. Wiener Wechſel 106%. 
Darmſt. Bank⸗Aktien 201. Darmſtädter Zettelbank 221%. proz. Metalliques 
67%. 4 proz. Metalliques 56%. 1854er Looſe 98%. Oeſterreichiſches Na⸗ 
tional⸗Anlehen 68%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 244%. Oeſterreich. 
Bank⸗Antheile 935. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 197. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 
164. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 53. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A — Mainz: 
Ludwigshafen Litt. O. —. 
3 28. Februar, Nachmittags 2½ Uhr. Zu den zurückgegangenen 
Courſen matte Stimmung. . l a 
Schluß⸗Courſe: Oeſterreich.⸗Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien —. 
National⸗Anleihe 69%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 83. Vereins⸗Bank 98%. 


Norddeutſche Bank 81. Wien —, —. 
Hamburg, 28. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen 
Kaffee ruhig. Zink 


unverändert. Oel pro Mai 27%, pro Oktober 26%. 
geſchäftslos. 

Liverpool, 28. Februar. [Baumwolle.] 12,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen vergangenen Sonnabend unverändert. 


Preuſ en. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
L. C. C. Achtzehnte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


Vorſitzender == Schwerin. Am Miniſtertiſche: von Auerswald, Flottwell, 
v. d. Heydt, v. Schleinitz, Simons, v. Patow, Graf Püdler, von Bethmann⸗ 
Hollweg. Von den Abgeordneten Herrmann und Genoſſen iſt eine Petition 
um Aufhebung der Elbzölle dem Hauſe überreicht. Der Abgeordnete v. Mal⸗ 
lingrodt berichtigt eine früher von ihm bei 8 Malen einer Petition aus 
Dirſchau gehaltene Aeußerung, nach welcher der Magiſtrat zu Dirſchau nach 
der Entſtehung des Enthaltungsvereins noch 6 andere Schankſtätten konzeſſio⸗ 
nirt habe folle; dieſe Aeußerung habe er in gutem Glauben gelhan; fie ſei in⸗ 
deſſen unrichtig, da er falich berichtet geweſen. — Das Haus geht zur Tages 
ordnung über.. Der 4. Bericht der Petitionstommiſſton enthält eine Petition 
des Pfarrers Schlobta, betreffend die Verhinderung von Bibelverbrennungen. 
Dieſelbe wird durch pale zur Tagesordnung erledigt. Eine Petition des 
Eigentümers Jacob Müller zu Juſtmichorow beantragt Aufhebung der Wu⸗ 
chergeſetze, namentlich des § 263 des Strafgeſetzbuchs. Die Kommiſſion will 
dieſelbe der Regierung zur Berückſichtigung überweiſen. Von einem Abgeord⸗ 
neten iſt der Antrag auf Tagesordnung geſtellt. 5 
Abg. v. Salviati ſtellt den Antrag: in Erwägung, daß die Regierung 
ſich mit der Frage wegen Aufhebung der Zinsbeſchränkungen eindringlich be⸗ 
ſchäftigt, in Erwägung, daß die betreffende Petition keine neuen Thatsachen 
enthält, und es nicht bei Gelegenheit einer einzelnen Petition räthlich ſei, ſich mit einer 
fo wichtigen Frage zu beihältigen, geht das Haus zur Tagesordnung über. 
Abg. v. Salviati: Ich bin kein Gegner der Aufhebung der Wuchergeſetze; 
nachdem aber die Frage im vorigen Jahre fo gründlich discutirt worden iſt, 
und das Herrenhaus zu erkennen 72 hat, daß es keine Sympathie für 
Aufhebung der Wuchergeſetze hegt, iſt kein Grund vorhanden, die Petition der 
Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Es handelt fi hier um 
Berückſichtigung ſeirens der Staatsregierung. Nun, meine Herren, haben ſie 
vom Herrn Miniſter von Patow die, erfreuliche Pe erhalten, welchen 
Werth die Staatsregierung auf den Beſchluß des Hauſes legt, durch welchen 
daſſelbe ihr eine Petition zur Berückſichtigung überweiſt. Unter diefen Umſtän⸗ 
den müſſen wir mit der Ueberweiſung von Petitionen ſehr e — 
Dieſe Petition enthält keine Beſchwerde, lein Material. — Auf die ucherge⸗ 
ze ſelbſt eingehend, kann ich doch, jo ſehr ich ein 27 0 derſelben bin, meine 
edenken gegen plötzliche Aufhebung der Beſchränkungen nicht vorenthal⸗ 
ten. Bedenken Sie die Lage und Wünſche der armen Leute. Man 
3 auf die Correction durch die Konkurrenz. „Dieſelbe ſoll Alles hei⸗ 
len, aber nach allen Erfahrungen reicht fie dazu nicht aus. Selbſt der Ab⸗ 
eordnete Wentzel erkannte in der vorigen Seſſton an, daß die Auf⸗ 
1 nur eine allmählige ſein dürfe. Nun, meine Herren, da die Aufhebung 
der Wuchergeſetze im Gegenſatz zu den Tendenzen des Herrenhauſes 4 fo 
kann fie blos nach einer gründlichen Debatte geſchehen. Es kommt nicht blos 


auf Ihr Votum an, ſondern auf die Begründung deſſelben. 


Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 


„Abg. Riedel: Ich ſtimme gegen die beiden Tagesordnungen. Gerade 
weil die Aufhebung der Wuchergeſetze gegen die Anſicht des andern Hauſes iſt, 
halte ich es für die Aufgabe dieſes Hauſes, ſich für die Aufhebung der Ueber⸗ 
reſte moſaiſcher kanoniſcher Geſetzgebung auszuſprechen. Man hat von Gefah⸗ 
ren der Armen und des Grundbeſitzes bei Aufhebung der Wuchergeſetze ge⸗ 
ſprochen, und aus dieſen Bedenken die motivirte Tagesordnung zu begründen 
verſucht. Dieſe Begründung erinnert an die Gründe, welche bei der öffentlichen 
Abſtimmung für die motivirte Tagesordnung geltend gemacht ſind. Dabei 
mochten aber viele Anſichten im Hauje auseinander gehen. Für dieſe Frage 
aber glaube ich giebt es in dieſem Haufe volle Uebereinſtimmung. Es hat der 
Redner auf die Armen und die Grundbeſitzer hingewieſen. Das Beſtehen der 
Wuchergeſetze ſoll für die ärmeren Klaſſen und Grundbeſitzer von Vortheil fein. 
Die Wuchergeſetze, welche gerade für die Armen gemacht worden ſein ſollen, 
haben ſich für ſie nicht als Schild, wohl aber als eine Waſſe gegen die In⸗ 
dustrie erwieſen. Für den Schutz der Armen find die Wuchergeſetze unzuläng⸗ 
lich, da fie ſich blos auf das Geldeapital beziehen. Das Capital erſcheint aber 
auch in ganz anderen Formen. Wenn ein Grundbeſitzer ſeine Miethe erhöht, 
ſo erhöht er ſeinen Zins, d. h. die Nutzung ſeines Capitals. Der Inhaber 
eines Waarenlagers kann ſeine Waarenpreſſe ganz nach Belieben erhöhen, und 
die armen Leute anlocken dadurch, daß er ihnen Terminzahlungen anbietet. 
Dieſe Terminalzahlungen werden ihm nichts anderes verſchaffen, als wucheriſche 
Zinſen, durch welche er ſich die Gefahr für das Creditgeben an unſichere Leute 
als Aſſecuranzprämie bezahlen läßt. In dieſen Fällen ſchützen alſo die Wucher⸗ 
geſetze den Armen nicht. Es giebt ferner ſo viele Mittel, ein wucheriſches Darlehn zu ver⸗ 
ſchleiern. Der Geldbedürftige iſt ſelbſt jo eifrig, ſolcher Verſchleierung die Hand 
zu bieten. Die ſtrengen Strafen können den Wucher nicht verhindern; ſie be⸗ 
wirken nur, daß unter dem Beſtehen e die Geldbedürftigen höhere 
Zinſen zahlen müſſen, als beim Nichtvorhandenſein derſelben. Der Wucherer 
wird ſich nämlich außer der Gefahr der Unſicherheit, noch die Gefahr der Straf⸗ 
geſetze bezahlen laſſen. Dieſen Prämien kann ſich der Arme, Hilfsbedürftige 
nicht entziehen. Eine größere Gefahr, welche den Armen aus den Wucherge⸗ 
ſetzen erwächſt, iſt die Gefahr, im Falle der Noth gar kein Darlehn zu erhalten. 
Was beim Armen in gewiſſen Fällen eine Gefahr ſein kann, gar kein Geld zu 
erhalten, iſt noch in erhöhtem aße beim Induſtriellen der Fall. Es leidet 
unter den Wuchergeſetzen die allgemeine Nutzung des Kapitals. Der Kapitaliſt 
iſt aus dem Verkehr herausged rängt. Jeder ſcheut ſich, ſich dieſen Schranken 
zu unterziehen. Der Kapitaliſt bemüht ſich, ſo lange wie möglich, die Kapita⸗ 
lien ſelbſt zu nutzen. Ein ſolcher tritt als geheimer Geſellſchafter in ein Ge⸗ 
ſchäft oder Fabrik. Sein Kapital entzieht ſich demgemäß der Industrie. Ohne 
die Wuchergeſetze hätten unſere Altiengeſellſchaften und Kreditgeſellſchaften 
nie die Ausdehnung erlangt, die ſie bekommen. Es iſt die einzige Form, 
in der das Kapital ſich den Wuchergeſetzen entziehen kann. Auch in 
den Fällen, wo ein Geſchäft vortheilhaft iſt, muß das Kapital es wegen 
der Strafgeſetze fliehen. Giebt es keine Zinsbeſchränkungen, ſo wird der 
Zinsfuß in der Regel ein niedriger ſein. Nun komme ich noch zu den Grund⸗ 


beſitzern. Das Kapital ſucht vor allem den Realkredit der Sicherheit wegen 


nutzbar zu machen. Das wird durch die niedrigen Zinſen oft vereitelt, weil 
durch die niedern Zinſen das Kapital nicht angelockt wird. Die eigentliche Noth 
des Grundbeſitzers beginnt aber erſt dann, wenn der Hypothekenkredit erſchöpft 
iſt, der Grundbeſitzer muß auf Meliorationen verzichten, die oft 15 bis 20 pet. 
Nettoertrag gewähren, oder fällt dem Wucher anheim. Das iſt der Ruin vieler 
Grundbeſitzer. — H. Nes gilt demnach, unſer Volk von der Vornahme un⸗ 
ſittlicher Handlungen, die blos wie Schmuggeln an der Grenze durch die Straf⸗ 
geſetze als ſolche qualificirt werden, zu befreien. 1 

Der Präſident warnt vor einer zu gründlichen Behandlung ſo wichtiger 
Fragen bei Gelegenheit von Petitionen. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Für mich hätte es der Ermahnung des Herrn Prä⸗ 
ſidenten nicht bedurft; ich beabſichtige nicht in das Materielle der vorliegenden 
Frage einzugehen, ſondern will die Kommiſſion nur gegen einige formelle Ar⸗ 
gumente des vorletzten Herrn Redners in Schuß nehmen. Man hat gemeint, 
es ſei nicht rathſam, bei Gelegenheit einer einzelnen Petition ſo wichtige Fragen 
u erörtern; ja, es kommt die Petitionskommiſſion in eine eigenthümliche Lage. 
biegt ihr ein concreter Fall vor, wie z. B. neulich bei Gelegenheit einer Peli⸗ 
tion wegen Verweigerung des Wirthſchaftsconſenſes, ſo ſagt man uns: „der 
i en kei e ee; A ce ene ane ce, ß ea eh 
Wird aber in einer Petition ein allgemeiner Antrag geſtellt, ſo heißt es, 
es ſei nicht angemeſſen, ſo wichtige Fragen bei Gelegenheit einer 9 Pe⸗ 
tition zu erörtern. Da bleibt der Kommiſſion nichts weiter übrig, als bei allen 
Petitionen den Einen Beſchluß vorzuſchlagen: den Uebergang zur Tagesord⸗ 
nung. Dazu kann ſich die Kommiſſion aber nicht entſchließen; es iſt unſere 
Pflicht, auf die Beſchwerden derjenigen, welche ſich mit Petitionen an uns wen⸗ 
den, einzugehen; wir haben nicht das Recht, das verfaſſungsmäßige Peti⸗ 
tionsrecht zu beſchränken. — Man hat ferner uns aufgefordert, die Peti⸗ 
tion der Regierung nicht zur Berückſichtigung, zur „plötzlichen“ Berückſichtigung 
zu überweiſen; von einer „plötzlichen“ Berückſichtigung iſt ja gar nicht die Rede; 
unſer Beſchluß ſoll ja nur bezwecken, die Regierung aufzufordern, zu erwägen, 
wenn die Abſchaffung der e die ich für unerläßlich und dringend 
halte, werde burchgeſubrt werden können. — Es ſoll der Commiſſions⸗Antrag 
ferner deswegen ſich nicht zur Annahme empfehlen, weil das Herrenhaus in 
feiner Majorität eine entgegengeſetzte Anſicht über die Abſchaffung der Wucher⸗ 
giebe habe. Nun, meine Herren, gerade das wäre für mich ein dringender 

rund, den Commiſſions⸗Antrag anzunehmen. Ich bin darüber nicht unter⸗ 
richtet, ob das Herrenhaus in ſeiner Majorität gegen die Abſchaffung der Wucher⸗ 
geſetze iſt; es läßt ſich dies indeſſen nach den neulichen Beſchlüſſen des Herren⸗ 
hauſes über einige Abänderungen des A annehmen. Das kann 
uns indeſſen nicht beſtimmen; wir ſind die Petitions⸗Commiſſion des Abgeord⸗ 
netenhauſes, nicht des Herrenhauſes. Wenn das Herrenhaus ſich auf einem 
überwundenen nationalökonomiſchen Standpunkte befindet, wenn es durch die 
Abſchaffung der Wuchergeſetze eine Gefährdung ſeiner erhabenen ſozialen Stel⸗ 
lung befürchtet: ſo ſind wir als Vertreter des ganzen Landes gerade verpflichtet, 
unſere entgegengeſetzte Anſicht auszuſprechen. Das Materielle dieſer Frage er⸗ 
ſcheint mir jo ſattſam abgehandelt, daß es darüber keiner Ausführung mehr 
bedarf; wenn darin noch Etwas fehlen jollte, jo wird das jedenfalls durch den 
Berichterſtatter (Abg. v. Sänger) hinzugefügt werden, der als einer der gedie⸗ 
enſten und 1 8 Kenner des Gegenſtandes bekannt iſt, wie er durch 
einen, auf der hierüber kompetenteſten Verſammlung gehaltenen, vortrefflichen 
Vortrag dargethan hat, nämlich auf der Wanderverſammlung der deutschen 
Sand: und Forſtwirthe im vorigen Jahre in Braunſchweig. — Endlich ſoll es 
der Würde des Hauſes nicht angemefjen fein, über die Frage bei Gelegenheit 
einer Petition zu entſcheiden. Man ſagt uns: „der vorliegende 1 iſt 
außerordentlich wichtig; wir haben aber ſo viele andere wichtige Gegenſtände 
u erledigen; deshalb wollen wir gegenwärtig 5 Tagesordnung übergehen.“ 
Auch dieſes Argument erſcheint mir nicht ſtichhaltig. Ich bitte Sie, den Com: 
miſſong Ane e — Der Antrag auf Schluß der Debatte wird ge⸗ 

llt und abgelehn i 

Mr Abg. v. Mallinckrodt: Die ſehr lebhaften Ausführungen des Herrn Vor⸗ 
redners haben mich nicht beſtimmen können, für den Commiſſionsantrag zu 
timmen. Nachdem der Gegenſtand im vorigen Jahre hier ſo eingehend behan⸗ 
delt worden ift, haben wir, glaube ich, leine Veranlaſſung, auf dieſe allerdings 
wichtige Frage zurückzukommen. Ich kann auch der Anſicht, der Gegenſtand 
ſei durchaus erſchöpft und ſämmtliches Material darüber geſammelt, nicht bei⸗ 
ſtimmen. Fi 

Der Schluß der Debatte wird angenommen. 

Nachdem der Abg. v. Salvigti ſich gegen einige Aeußerungen des Abg. 
v. Binde in einer perſönlichen Bemerkung verwahrt hat, befürwortet der Be⸗ 
richterſtatter v. Sänger den Commiſſionsantrag: Auf das Materielle des Ge⸗ 


00. 


genſtandes will ich nicht eingehen; deſſen wird es nach der Rede des Abg. 
Riedel nicht bedürfen. Der Antrag auf einfache Tagesordnung wird, fo hoffe 
ich, ohne Sang und Klang fallen. Ich will nur die Commiſſion gegen einige 
Vorwürfe in Schutz nehmen, die ihr implicite gemacht worden find. Dies iſt 
größtentheils ſchon durch den Abg. v. Vincke geſchehen, und ich will daher nur 
noch eine kleine Nachleſe halten. Der Herr Abg. v. Salvigti folgert aus einer 
Stelle des Commiſſionsberichts, die Commiſſion habe das richtige Gefühl ge⸗ 
habt, daß über den Gegenſtand bei dieſer Gelegenheit nicht entſchieden werden 
ſolle; die Commiſſion hat ſich aber nicht im Geringſten durch Gefühlspolitik 
leiten laſſen; ſie hat vielmehr ſehr nüchterne, von aller Gefühlsſeligkeit ferne 
Gründe für ihre Anſicht, und es ſcheint mir weit eher, daß der Herr Abg. 
v. Salviati, der ſich am Anfang feiner Rede als einen entſchiedenen Gegner der 
Wuchergeſetze bezeichnete, im Verlauf aber ſich durchweg für die Aufrechthaltung 
der beſtehenden Wuchergeſetze ausgeſprochen hat, von Gefühlspolitik ſich leiten 
laſſe. Wenn Herr Abg. v. Mallinckrodt der Anſicht iſt, es ſei jetzt noch nicht 
Material genug über den Gegenſtand vorhanden, ſo fürchte ich, daß Der, dem 
jetzt hierüber noch Material fehlt, niemals genug Material haben wird, und 
wenn ganze Städte davon vorhanden wären. 

Der Antrag auf einfache Tagesordnung, der von einem Mitgliede der 
Fraktion Mathis geſtellt war, wird zurückgezogen, aber vom Abg. Kaiſer wie⸗ 
der aufgenommen. Die einfache Tagesordnung wird mit großer Majorität ab⸗ 
gelehnt, auch die motivirte Tagesordnung wird abgelehnt (dafür Centrum, Linke, 
die Miniſter) und der Kommiſſionsantrag, für den jetzt auch die Minifter ſtim⸗ 
men, angenommen. fr 

Es folgt die Berathung über die Petitionen der Diffidenten- Gemeinden zu 
Königsberg, Tilſit und Berlin um Schutz des verfaſſungsmäßigen Rechts auf 
freie Religionsübung. a 8 

Die Kommiſſion beantragt; „die drei Petitionen dem Staatsminiſterium 
zur Berückſichtigung und in der Erwartung zu überweiſen, daß baldigſt eine 
geſetzliche 1 5 der Verhältniſſe der Diſſidenten⸗ Gemeinden im Geiſte der 
Art. 12—16 der Verfaſſung herbeigeführt werde.“ 8 

Der Abg. Reichenſperger (Köln) hat beantragt: „die Petitionen dem 
Miniſterium zur Berückſichtigung zu überweiſen, ſoweit die freien Gemeinden 
ſich als Religionsgeſellſchaften im Sinne der Art. 12—16 der Verfaſſungsurkunde 
ausgewieſen haben werden.“ 8 i 

Der Miniſter des Innern: Die vom Miniſterium erlaſſenen Anord⸗ 
nungen hätten den Beſchwerden der Petenten ſchon im Weſentlichen abgehol⸗ 
fen. Die Frage wegen der Trauung der Diſſidenten von der Landeskirche, ſo 
wie wegen der äußeren Rechte derſelben in Bezug auf die Eheſchließung, wolle 
er der Beantwortung der beiden betr. Reſſort⸗Miniſter überlaſſen; hinſichtlich 
der polizeilichen Beaufſichtigung der Diſſidenten⸗Gemeinden ſei darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß eine gänzliche Beſeitigung des Geſetzes vom 11. März 1850 aller⸗ 
dings nicht ſtattfinden könne; die Behörden ſeien aber auf das ſtrengſte ange⸗ 
wieſen, ihre Beaufſichtigung auf das allergeringſte Maß zurückzuführen und die 
Auflöjung einer Verſammlung ſei ihnen völlig unterſagt (Bravo rechts); fie 
hätten eventuell nur Notizen zu nehmen und den Behörden Anzeige zu machen. 
Außerdem ſeien die Beamten angewieſen, ſich bei der Beaufſichtigung der Ge⸗ 
meinden auf die beſcheidenſte Weiſe zu betragen, um nicht religiöſe Gefühle zu 
verletzen (Bravo rechts). b 

Der Juſtizminiſter: Der Antrag wegen der Eingehung der Civil⸗Eh 
erledigt ſich durch die Geſetzes⸗Vorlage, die vor einigen Tagen eingebracht iſt. 
Es bleibt aber noch der ausgeſprochene Wunſch binſichtlich der Eheſchlſeßung 
von Perſonen, die aus der Landeskirche ausgeſchieden ſind, mit Mitgliedern 
anderer Religionsgemeinſchaften zu erwägen. Die zu dem Ende erforderlichen 
Verfügungen ſind bereits erlaſſen, doch muß es der Zukuuft überlaſſen bleiben 
die nothwendigen legislatoriſchen Schritte zu ermitteln; iu der gegenwärtigen 
Sitzungsperiode wird es nicht möglich ſein. Das dritte Petitum geht dahin 
den Eid der Diſſidenten aufzuheben, und ihrem Ja, ja und Nein, nein unbe⸗ 
dingten Glauben zu verſchaffen. Es iſt dies ein Gegenſtand, der eine beſon⸗ 
dere Anordnung erheiſcht. Es wird nicht angenommen werden können, daß 
alle Geſellſchaften, welche ſich auf diſſidentiſchem Gebiete bewegen, eine ſolche 
Geſtattung nachſuchen werden; es iſt mir wenigſtens nicht bekannt, daß ſie alle 
dieſem Grundſatze huldigen. Es muß aber auch eine Bekräftigungsformel er⸗ 
mittelt werden, welche fur alle und jede Gemeinſchaft deren Grundſätzen ent⸗ 
ſpricht. Es iſt dies ein Punkt von ſehr weitgreifenden Folgen, welche ſorgfäl⸗ 
tig ins Auge gefaßt werden müſſen, ehe die Staatsregierung irgend ein Ver⸗ 
ſprechen in dieſer Hinſicht abgeben kann. 

Der Kultusminiſter: Von dem Standpunkte meines Miniſteriums kan 
ich den Wegfall aller n einſchränkenden polizeilichen Maßregeln egen — 
loſe religibſe Verſammlungen, welcher a 1 5 Richtung ſie auch angehören 
mögen, nur herzlich willkommen heißen (Bravo). Wenn ſolche Maßregeln 
mehr oder weniger den Charakter veligiöjer Verfolgungen an ſich tragen, ſind 
ſie weder der Würde des Staats, noch den preußiſchen Traditionen, noch un⸗ 
ſerer Verfaſſung gemäß (Bravo!) noch viel weniger aber find fie im Intereſſe 
der beiden Mew reliaiöjen Geſellſchaften, in welche ſich unſer Volk theilt. Cs 
wäre ein Armuthszeugniß, das dieſe großen kirchlichen Gemeinſchaften ſich aus⸗ 
ſtellen (Bravo!), wenn fie durch ſolche Mittel wirken zu können glaubten; es 
wäre ein Widerſpruch mit dem ihnen innewohnenden Chriſtenthum. Das Chri⸗ 
ſtenthum hat durch freie Ueberzeugung die Welt überwunden, und wird ferner 
durch ge Waffen ſich Bahn brechen! (Bravo) Wenn auf dieſe Weiſe 
den diſſidentiſchen Gemeinden die freie Entwicklung gewahrt ift, jo wird es an 
ihnen ſein, den Beweis des Geiſtes und der in ihnen wohnenden Kraft zu 
führen und ſich dadurch zu konſolidiren, und wenn dies geſchehen iſt, dann 
wird es Zeit ſein, durchgreifende Anordnungen zu erlaſſen, ja ſelbſt zur Erthei⸗ 
lung von Corporationsrechten zu ſchreiten. Bis ſetzt zeigen dieſelben eine ſolche 
Unbeſtimmtheit in ihren Fundamentalſätzen, daß dieſer Zeitpunkt noch nicht ge⸗ 
kommen ft. Damit ſteht denn auch die Anwendung des Vereinsgejekes, wenn 
auch in der ſchonendſten Weiſe, in Verbindung. Die Bildung von Gemeinde⸗ 
ſchulen unterliegt dem Art. 12 der Verfaſſung. Sollte ein neues Unterrichts⸗ 
Geſetz gegeben werden, jo wird auch in Bezug hierauf eine Aenderung eintres 
ten; ein Aufſichtsrecht würde dem Staate ſtets vorbehalten bleiben. Anders 
verhält es ſich in Bezug auf den Religions⸗Unterricht. Die ſorgfaältigſten 
Prüfungen haben die Ueberzeugung hervorgerufen, daß der Neligions-Unterricht 
in den Diſſidenten⸗Gemeinden ein weſentliches Stück der freien Religions⸗ 
Uebungen bildet, welche die Verfaſſung geſtattet. Es kann deshalb den 
Lehrern der Gemeinden nichts im Wege ſtehen, den Unterricht zu ertheilen. 
Eben ſo wenig darf ein Amang Rattfinden, die Kinder diſſidentiſcher 
Eltern a Theilnahme am Religions⸗Unterricht in öffentlichen Schulen an⸗ 
anzuhalten. Man hat kein Recht, die Kinder der Diſſidenten zu nöthigen, an 
dem Religionsunterricht in den Schulen oder gar an dem Unterrichte der Geiſt⸗ 
lichen der Landeskirche Theil zu nehmen, vorausgeſetzt natürlich, daß ein ande⸗ 
rer Unterricht nachgewieſen iſt. Daß der 5 ein bedenklicher fein kann, ſoll 
hier nicht entſchieden werden. Der Staat hält darauf, daß die Kinder rechnen, 
ſchreihen, leſen lernen, und was ſonſt zum Clementarunterricht gehört; aber 
den Religionsunterricht ignorirt er. N daraus kann z. B. folgen, daß den 
Kindern die zehn Gebote niemals vorgehalten werden. Indeſſen, das fällt nicht 
auf uns, ſondern auf den Kopf derer, die von Gottes und Rechts wegen den 
Unterricht der Kinder zu leiten haben, die beurtheilen mögen, ob ihr Unterricht 
beſſer iſt als der auf einer mehr als 1009 Jahr alten europäiſchen Bildung 
ruhende; in unſern ee Schulen das ugeſtändniß dieſes Rechts der 


freien Lehre empfiehlt fi aber nicht blos aus Gründen der Geſetzlichteit, ſon⸗ 
dern auch der Zweckmäßigkeit. Was kann di ons 
lich den Kampf mit der Familie n die Schule ausrichten, wenn ſie tage 


mpf ı ; zu beſtehen hat? (Rufe rechts: ! 
— Wenn die Kinder in der Familie hören müſſen, was ch — Schule 2 
lernt ſei abergläubiſch, unrichtig — und umgekehrt! Die Aufgabe der großen 
chriſtlichen Religionsgemeinſchaft iſt nicht die, mit Zwangsmitteln vorzugehen; 


das Verlorene ſuchen, es durch Liebe und Verſöhnung wieder heimzubringen — 
das iſt chriſtlich! (Lebhaftes Bravo rechts.) 

Abg. v. Reich enſperger (Köln): Ich bin dem Herrn Kultusminiſter 
dankbar für die Verſicherung, die polizeilichen Beſchränkungen der Diſſidenten⸗ 
gemeinden ſollten wegfallen. Ich bin von Anfang an bemüht geweſen, die 
Frage nicht als eine Gnadenfrage, ſondern als eine Kechtsfrage anzuſehen, mich 
an die Regel zu halten: „Was du nicht willſt, das dir geſchehen poll thue kei⸗ 
nem Andern!“ Ich habe ſchon in der vorigen Seſſion mich gegen dieſe Po⸗ 
lizeiquälereien gegen das Aushungerungsſyſtem erklärt, welches gegen dieſe Ge⸗ 
meinden eingeſchlagen worden iſt, und wenn auch 5 in Folge der 
Strömung der Zeit ein wenig nach der Reaction hingetrieben iſt, u kann ich 
doch verſſchern, daß ich in dieſer Frage ganz meinen alten Standpunkt einnehme. 
Die Diſſidenten haben ein Recht auf freie Religionsübung; die Verf. iſt auch für 
fie da. Mein Antrag unterſcheidet ſich von dem Commiſſionsantrage nur inſofern, 
als er eine feſte Regelung darüber fordert, welche Geſellſchaften als religibſe anzuſehen 
ſeien, und als er den Diſſidentengemeinden den verfaſſungsmäßigen Schutz ihrer Ne: 
ligionsübung gewähren will, in der Vorausſetzung, daß dieſelben als Religions⸗ 
Gemeinſchaften im Sinne der Verf, anzuſehen ſeien. Ich will die Frage, ob 
dieſe Gemeinden Religionsgeſellſchaften ſeien, offen halten; die Kommiſſion will 
darüber entſcheiden; ich halte dieſe Entſcheidung ohne genaue Erörterung min⸗ 
deſtens für gewagt. Die den „ früher vielfach gemachten 
Vorwürfe, fie ſeien unpatriotiſch, unpreußiſch, dieſe Vorwürfe find abgenutzt, 
weil man wohl einen zu verſchwendriſchen Gebrauch davon gemacht hat. Aber 
anderweitige Zweifel, nämlich darüber, ob dieſe Gemeinden Religionsgeſellſchaf⸗ 
ton ſeien, Zweifel, die ſchon früher durch Erörterungen in mir entſtanden 
waren, ſind noch vermehrt wordeu durch zwei Schriften, die mir und wohl allen 
Mitgliedern des Hauſes zugeſandt worden ſind. Dieſe Schriften heißen: „Bitte 
an das Haus der Abgeordneten nm Gewährung freier Religionsübung“, und 
Diſſidentiſche Denkſchrift von Uhlich.“ 5 die Ueberſendung dieſer Schriften 
ſtatte ich hiermit meinen Dank ab, ihre Lectüre iſt mir recht intereſſant ge⸗ 
weſen. (Heiterkeit.) Der Redner lieſt eine Stelle aus der „Diſſidentiſchen 
Denkſchrift“ vor, in welcher es heißt: „Die Religion ſei eine Denk⸗ 
thätigkeit wie jede andere, jede ſei etwas Menſchliches, und die Reli⸗ 

ion der freien Gemeinden fei eben die, jede anerzogene religiöfe Vor⸗ 
tellung abzuſtreifen; Gott ſei das Allleben.“ Uhlich iſt einer der her⸗ 
vorragendſten Vertreter der freien Gemeinden, und es muß anerkannt werden, 
daß er ſeine Anſichten offen und in würdiger, gemäßigter Sprache ausgeſpro⸗ 


chen hat. Ich kann aber dieſe Anſichten nicht als Religion anerkennen. Ich ſch 


will den Begriff „Religion“ gar nicht nach dem römiſchen Katechismus oder 
im Sinne der katholiſchen Kirche definiren, ſondern ich will eine Definition 
wählen, der man den Vorwurf des Ultramontanismus ſicherlich nicht wird 
machen können, die Definition des Brockhausſchen Converſations⸗Lexicons. 
(Der Redner lieſt dieſe 1 vor, nach welcher Religion das lebendige 
Bewußtſein von Gottes Geiſt iſt.) Zum Begriff der Religion gehört der 
Glaube an einen lebendigen perſönlichen Gott im Himmel, an einen oberſten 
Richter über die Lebendigen und die Todten. Wenn die Diſſidenten⸗Gemein⸗ 
den behaupten, fie ſeien Religionsgeſellſchaften, und dürften deshalb dem Ver⸗ 
einsgeſetz nicht unterworfen werden, ſo hätte der Richter die Richtigkeit dieſer 
Behauptung zu unterſuchen. Die Gerichte würden damit zu Religionstribuna⸗ 
len. Die Entſcheidung ſolcher Fragen entzieht ſich der richterlichen Cognition. 
Ob alle Diſſidentengemeinden in dieſem Sinne Sa EN ſind, das 
iſt, wenn ich recht verſtanden habe, auch dem Herrn Cultusminiſter ſehr zwei⸗ 
ſelhaft; daß ſie ſich jelbit Religionsgeſellſchaften nennen, das genügt doch nicht. 
Bevor die Staatsregierung ihnen deshalb freie Religionsübung gewähnt, hat ſie 
ſich zu überzeugen, ob dieſe Gemeinden nach ihren Statuten und Grundlagen 
als religiöſe Geſellſchaften zu betrachten ſind. Ich bin weit davon entfernt 
die polizeilichen Beſchränkungen dieſer Genoſſenſchaften befürworten zu wollen, 
aber es iſt nicht zu verkennen, — man darf ſich darüber keine Illuſionen ma⸗ 
chen — daß es ſich um den Kampf zwiſchen Offenbarungsglauben und Ratio⸗ 
nalismus handelt. Und, meine Herren, wenn die Kreuze von den Kirchen fal⸗ 
len, ſo fallen ſie auf die umliegenden Gebäude und auf die höchſten zuerſt. Ich 
will keine Beſchränkungen der freien Religio nsübung; ich will nur, daß der Be⸗ 
griff der Religion nicht getrübt, nicht gefälſcht werde. 

Abg. Simſon: Ich unterſtütze die Petition, abgeſehen von dem Intereſſe, 
welches ſie mir, als von meinen Landsleuten ausgegangen, einflößt, auch in 
Rückſicht auf die Mäßigung, welche dieſe Männer und Frauen bei alle den 
ſchweren Verfolgungen bewahrt haben. Viele von Ihnen werden die Broſchüre 
kennen, welche meiner Vaterſtadt eine gerade nicht beneidenswerthe Berühmtheit 
verſchafft hat: die „politiſche Todtenſchau“. Die Gerichtshöfe freilich mögen im 
Rechte ſein, wenn ſie einzelne Stellen der Schrift der Vernichtung preisgeben, kein 
Gerichtshof der Welt wird aber, wie ich glaube, eine der darin enthaltenen wichtigen 
Thatſachen als unwahr zu charakteriſiren vermögen. (Bravo.) Und trotz aller Verfol⸗ 
gungen ertheilt die Ihnen vorliegende Petition nicht ein Wort der Bitterkeit! 
Die Unterſtützung derſelben meinerſeits ijt theilweiſe eine überflüſſige geworden 
nach den Vorträgen der Miniſter des Innern und der Juſtiz, und namentlich 
nach den muſterhaften und ergreifenden Worten des Kultusminiſters; wenn ſich 
den Zuſtand meiner Seele bei Anhören dieſer Worte am treffendſten bezeichnen 
ſoll, ſo kann = nur den Ausdruck Erquickung gebrauchen. Wenn, m. H., auf dem 
angedeuteten Wege fortgefahren wird, dann wird der „chriſtlich⸗germaniſche Staat“ 
aufhören, ein Schreckbild zu ſein. (Sehr gut.) Nie kann es die Aufgabe des 
Staates ſein, ein religiöſes Bekenntniß, wenn er es für richtig hält, zu ermuthi⸗ 

en, wenn für unrichtig, einzuſchüchtern; dazu ift er nicht berufen und nicht 
ompetent, und weil wir eine ſtaatliche Körperſchaft, und zwar eine der höchſten 
des Landes, find, jo müſſen wir uns dagegen verwahren, in ein Religionstribunal 
verwandelt zu werden. Der Kampf zwiſchen Offenbarungsglauben und Natu⸗ 
ralismus gehört nicht in dieſe Räume. Niemals — ich berufe mich auf den 


= 


Ausſpruch eines hervorragenden Briten — hat das Chriſtenthum einen entſetz⸗ 


licheren Feind gehabt, als die Verfolgungsſucht, wenn dieſe ſich da, wo es als 
herrſchendes war, an ſeine Ferſen knüpſte. Ich empfehle den Antrag der Kom⸗ 
miſſion. (Bravo.) (Schluß folgt.) 


Berlin, 28. Febr. [Amtliches.] Die Lehrer an der Provinzial: 
Gewerbeſchule zu Elberfeld, Dr. Wiecke und Artope, find zu ordent⸗ 
lichen Gewerbeſchul⸗Lehrern ernannt worden. 

Der Rechtsanwalt und Notar v. Chappuis zu Landeshut iſt in 
gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht zu Waldenburg mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes daſelbſt verſetzt, und der Gerichts-Aſſeſſor Klenze zu 
Breslau zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgerichte zu Landeshut und zu⸗ 
gleich zum Notar im Departement des Appellationsgerichts zu Bres⸗ 
lau mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Landeshut ernannt worden. 

Se. königl. Hoheit der Prinz⸗Regent haben, im Namen Seiner 
Majeſtät des Königs, allergnädigſt geruht, dem Büreau-Direktor des 
Herrenhauſes, Geheimen Regierungsrath Fritze, die Erlaubniß zur An⸗ 
legung des von des Großherzogs von Sachſen königlicher Hoheit ihm 
verliehenen Ritter⸗Kreuzes erſter Klaſſe des Haus⸗Ordens vom weißen 
Falken zu ertheilen. 


Großbritannien. 
London, 26, Februar. In der geſtrigen Oberhaus-Sikung fragte der 
Herzog von Marlborough, ob nicht die Zeit gekommen ſei, einen Tag für eine 
öffentliche Dankfeier feſtzuſetzen wegen der großen Erfolge, welche Gott in ſeiner 


Gnade den britiſchen Waffen in Indien bei Unterdrückung des Aufſtandes ver⸗ 


liehen habe. Lord Derby entgegnete, da der Friede in Indien noch nicht voll⸗ 
ſtändig wieder hergeſtellt ſei, jo halte er es nicht für an der Zeit, einen Tag 
für eine Dankfeier anzuberaumen. 
In der geſtrigen A neee ſich Lord Palmerſton, um 
einige Bemerkungen über den Stand der Dinge auf dem europäiſchen Feſtlande 
u machen und zugleich die Regierung zu fragen, ob ſie ſich in einer Lage be⸗ 
18 welche zu der Hoffnung ermuthigen könne, daß der allgemeine europäiſche 
riede erhalten werde. Er könne den Anhängern der Regierung die Ver⸗ 
icherung ertheilen, daß er ſich nicht von Paxteigeiſt leiten laſſe und durchaus 
nicht den Wunſch hege, den Miniſtern Ihrer Majeſtät Verlegenheiten zu berei⸗ 
ten. Er wolle eben nichts weiter, als eine ſeines Erachtens dem Hauſe der 
Gemeinen obliegende Pflicht erfüllen, nämlich fragen, was das Land in dem 
bevorſtehenden Frühling zu erwarten habe. Es würde ein unnützes Beginnen 
ſein, wenn man ſich verhehlen wollte, daß nicht blos in England, ſondern auch 
in ganz Europa die rg herrſche, daß es im Frühling zu großen Kon⸗ 
flitten zwiſchen Militärmächten kommen werde. Die letzte Mittheilung der bri⸗ 
tiſchen Regierung über dieſen Gezenſtand ſei eine von dem Schatzkanzler am 
Tage der Parlaments⸗Cröffnung, alſo etwa vor drei Wochen, gethane Aeußerung 
geweſen. Der Schatzkanzler habe damals erklärt, man brauche der Hoffnung 
auf Fortdauer des Friedens nicht unbedingt zu entſagen. Im ſpäteren Ver⸗ 
laufe ſeiner Rede freilich habe er dieſe Bemerkung modifizirt; offenbar jedoch 
habe er vorher unter dem Eindrucke feiner augenblicklichen Ueberzeugung ger 
ſprochen. Er, der Redner, glaube deshalb, daß er ſich keine ungebührliche Frei⸗ 
heit herausnehme, wenn er der Regierung die Gelegenheit gebe, zu jagen, ob 
ſie noch immer unter jenem Eindrucke leide, oder ob ſich ſeitdem eiwas 
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ereignet habe, was die Lage in einem fröhlicheren Lichte erſcheinen laſſe 
und fie ermuthige, da zu hoffen, wo früher auch nicht alle Hoffnung un⸗ 
bedingt ausgeſchloſſen war. Er tadle die Regierung nicht, daß ſie bisher dem 
Hauſe keine Mittheilung gemacht habe. Es ſei nicht Brauch, und, wie er 
glaube, auch nicht die Pflicht der Miniſter, aus freien Stücken derartige Mit⸗ 
theilungen zu machen, außer in Fällen, wo irgend etwas ſich ereignet habe, 
was wichtig genug ſei, um einen ſolchen Schritt zu rechtfertigen. Doch ſei es 
in einem Augenblicke großer Ungewißheit und großer im Publikum herrſchender 
Spannung die Pflicht des Hauſes, dem Miniſterium dadurch, daß mau Fragen 
an es richte, die Gelegenheit zu bieten, zur Kenntnißnahme des Landes Mit⸗ 
theilungen zu machen, ſo weit es dieſelben mit der auf ihm laſtenden Verant⸗ 
wortlichkeit verträglich halte. Wenn die Miniſter im Stande ſeien, zu erklären, 
daß in Anbetracht der zwiſchen England und fremden Mächten, oder in Anbe⸗ 
tracht der zwiſchen den verſchiedenen feſtländiſchen Mächten unter einander be⸗ 
ſtehenden Beziehungen eine leidliche Ausſicht und Hoffnung auf Fortdauer des 
Friedens 5 ſei, ſo würde eine ſolche Ankündigung höchſt erfreulich für 
das Publikum und namentlich für den Handelsſtand ſein. Habe hingegen die 
Regierung Kenntniß von Dingen, welche ſie zu der Annahme veranlaßten, daß 
die Verſuche, Feindſeligkeiten zu verhindern, ſcheitern würden, ſo ſei es am 
beſten, mit der Verkündigung der Wahrheit nicht hinter dem Berge zu halten. 
Die großen Rüſtungen auf dem Feſtlande deuteten darauf hin, daß man einen 
Kampf fürchte. Es liege nun die Frage nahe, was der Anlaß zu dieſen Rü⸗ 
ſtungen ſei. 9255 die Sache etwa jo, daß eine Macht eine andere ſchwer be: 
leidigt hat, daß Genugthuung gefordert und verweigert worden iſt, und daß 
Ehre und Würde auf der einen Seite gegen Ehre und Würde auf der anderen 
Seite den Kampf aufnehmen müſſen, und daß deshalb nichts Anderes übrig 
bliebe, als die Entſcheidung dem Schwerte zu überlaſſen? Ich weiß wahrhaftig 
nichts von dem Vorhandenſein eines ſolchen Grundes. Ich wüßte nicht, daß 
zwiſchen irgend zwei europäiſchen Großmächten ſich ein Zwiſt erhoben hätte, 
welcher die Berufung auf die Waffen rechtfertigen oder nöthig machen könnte. 

ch frage mich daher: hat irgend eine Großmacht die Abſicht kund gethan, jene 
Verträge, welche die Grundlage des gegenwärtig in Europa vorhandenen Beſitz⸗ 
ſtandes bilden, dadurch zu beſeitigen, daß fie, ohne gereizt worden zu fein, einen 
Angriff auf einen ihrer Nachbarn macht?“ Die verſchiedenen franzöſiſchen Regie⸗ 
rungen, fährt der Redner fort, hätten bis jetzt die Verträge von 1815 heilig 
gehalten, „und ich habe keinen Grund, der gegenwärtigen franzöfiſchen Regierung die 
Abſicht zuzuſchreiben, von der loyalen Haltung abzuweichen, welche die Beherr⸗ 
er jener Nation bis jetzt beobachtet haben. Sollte ferner Oeſterreich im Be⸗ 
griffe ſtehen, jene Verträge zu brechen, Oeſterreich, welches auf ſie ſeinen Rechts⸗ 
anſpruch auf die Beſitzungen gründet, an denen es, meiner Anſicht nach keines⸗ 
wegs weiſe, nach immer feſthält? .... Ich kann nichts der Art glauben. Sit 
es wahrſcheinlich, daß Oeſterreich ſich in einen unprovozirten Kampf mit Sar⸗ 
dinien einlaſſen ſollte? Die öſterreichiſche Regierung wird zu weile fein, um 
an ein ſolches Beginnen pink welches, was auch das anfängliche Reſultat 
fein möchte, ſchließlich doch jedenfalls mit einer großen Niederlage endigen würde. 
Sodann iſt Sardinien geſonnen, einen unprovozirten Vertragsbruch zu begehen, 


Sardinien, welches gerade durch die Beſtimmungen jener Verträge die Gebiets⸗ 


theile beſitzt, welche die Hauptquelle ſeines Reichthums und Wohlſtandes find? 
Ich vermag nicht zu glauben, daß der ſcharfſichtige Monarch, welcher Sardinien 
beherrſcht, oder der weiſe Miniſter, welcher unter Sr. Majeſtät regiert, ſo tolle 
und raſende Plane hegen können. Was ferner Rußland und Preußen angeht, 
jo haben fie ſicherlich nicht die Abſicht, den europäiſchen Frieden durch einen 
frevelhaften und 1 e zu ſtören. Wenn nun keine 
Frage zwiſchen irgend welchen dieſer Mächte in der Schwebe iſt, welche natür⸗ 
lich zum Kriege führen würde, wenn keine von ihnen den Plan hegt, die 
betet eupen Verträge zu brechen, was iſt es dann, was den allgemeinen Ein⸗ 
druck hervorgebracht hat, daß ſie uneinig ſeien und ſich zu einer Berufung 
an die Waffen rüſten? Ich glaube, wir müſſen die Urſache von allem dem 
in der Lage Mittel⸗Italiens ſuchen. Sie muß in der alten Nebenbuhler⸗ 
ſchaft und den alten Eiferſüchteleien liegen, die ſo lange zwiſchen Frankreich 
und Oeſterreich in Bc auf Italien beſtanden haben und jetzt durch die ge⸗ 
meinſame Beſetzung Mittel⸗Italiens durch die Truppen jener beiden Mächte 
einender noch ſchroffer gegenübergetreten find. ... Jene Beſetzung Mittel: 
Italiens, welche unter entſchuldbaren Umſtänden begann und nur vorüberge⸗ 
hend ſein ſollte, hat jetzt beinahe zehn 11 gedauert, und es iſt hohe Zeit, 
daß ſie endlich aufhöre.“ Lord Palmerſton hebt hierauf hervor, wie wün⸗ 
ſchenswerth eine beiderſeitige Räumung des Kirchenſtaats ſei, und meint, wenn 
eine der beiden Mächte darauf nicht eingehen wolle, ſo werde dies vorausſicht⸗ 
lich Oeſterreich ſein, das ſich vielleicht von einer irrigen Anſicht über ſein eige⸗ 
nes Intereſſe leiten laſſen werde. Man ſage, Oeſterreich werde vielleicht glauben, 
wenn es ſeine Truppen aus dem Kirchenſtaate zurückzöge, ſo würde eine Revo⸗ 
lution ausbrechen, und wenn die Flamme einmal lodre, fo könne fie auch fein 
Gebiet ergreifen. Das einzige Mittel, ſich vor Gefahr zu ſchützen, würde da⸗ 
her nach dieſer Auffaſſung die Fortdauer der öſterreichiſchen Occupation im 
Kirchenſtaate ſein. Doch ſei das eine kurzſichtige Anſchauung und ein Trug⸗ 
ſchluß, Wenn die Regierung des Kirchenſtaates ſich nicht durch eigene Truppen 
aufrecht erhalten könne, 10 ſei damit das ſtärkſte Verdammungsurtheil über ſie 
efällt. Jeder gute Katholik müſſe den Wunſch hegen, daß es in der weltlichen 

erwaltung des Ktrchenſtaates zu Reformen kommen möge, welche geeignet 
ſeien, eine zufriedenere Stimmung unter den Unterthanen Sr. Heiligkeit herbei⸗ 
zuführen. Er hoffe daher, daß die engliſche Regierung Oeſterreich und Frank⸗ 
reich auf dem Wege der Unterhandlung dazu vermögen werde, ihre Truppen 
aus dem Kirchenſtaate zurückzuziehen, und daß fie ſich beſtreben werde, in den 
italieniſchen Kleinſtaaten Reformen zu erzielen, welche der Ruhe Italiens für 
derlich ſeien. Jedenfalls werde England, wenn es den Verſuch mache und da⸗ 
mit ſcheitere, frei von Schuld daſtehen. Der Schatzkanzler fand die Inter⸗ 
pellation erklärlich und ſprach den Frageſteller von jedem Verdachte frei, als 
könne er ſich von Parteirückſichten haben leiten laſſen. Er ſtimmte mit Lord Pal⸗ 
merſton darin überein, daß ein den europäiſchen Beſitzſtand betreffender Ver: 
tragsbruch nicht im Intereſſe irgend einer der Mächte liege. Auch glaube er 
nicht, daß der Wunſch der Mächte dahin gehe. Die anomalen Zuſtände tk: 
liens ſeien es, welche einen Krieg herbeiführen könnten. Die engliſche Regie⸗ 
rung habe fi nach Kräften bestrebt, das zu thun, was fie als das Zweckdien⸗ 
lichſte für die Erhaltung des europäiſchen e erachtet habe. Mit Freu⸗ 
den könne er das Haus davon in Kenntniß ſetzen, daß das Miniſterium Mit⸗ 
theilungen erhalten habe, welche es zu dem Glauben berechtigen, daß die fran⸗ 
zöſiſchen und öſterreichiſchen Truppen in nicht langer Zeit den Kirchenſtaat mit 
Einwilligung des Papſtes räumen würden, und daß Lord Cowley, der ſich des 
vollen Vertrauens der Regierung Ihrer Majeſtät erfreue, ſich in einer vertrau⸗ 
lichen Sendung, in einer Sendung des Friedens und der Verſöhnung, nach 
Wien begeben habe. Lord J. Ruſſell wünſchte dem Hauſe Glück zu den von 
dem Schatzkanzler gemachten Mittheilungen und hält es für angemeſſen, daß 
keine weitere Diskuſſion des Gegenſtandes ſtatifinde. Im Subſidien⸗Comite 
kommt hiernach das Marine⸗Budget zur Sprache. Auf Antrag des erſten Lords 
der Admiralität, Sir J. Pakington, werden 62,400 Mann und Schiffsjungen 
mit Einſchluß von 15,000 Marine⸗Soldaten, jo wie 2,487,062 Pfd. St. als 
Sold, votirt. Den Angaben Sir J. Pakington's zufolge erhält die engliſche 
Flotte eine Vermehrung um 26 bedeutende Kriegsſchiffe. 


Berlin, 28. Februar. Die Unentſchloſſenheit im geſtrigen Privatverkehr, 
der bei mäßigem Geſchäftsumfange ſich nicht über die Courſe, mit welchen die 
vorige Woche geſchloſſen, hinauswagte, hat ihre gute Urſache in der politiſchen 
Lage, die trotz der Räumung des Kirchenſtaates und der Legationen von Seiten 
der fremden Truppen noch keinesweges ganz degagirt iſt. Auch die pariſer 
Börſe ſieht, wie die von geſtern gemeldeten Courſe erkennen laſſen, die Sache 
aus dem Geſichtspunkte an, daß durch die Löſung dieſer einen Streitfrage noch 
nicht viele Schwierigkeiten befeitigt ſind. Im Weſentlichen behauptete die Börſe 
heute die nämliche Borat Zu Anfange wenigſtens war man nicht geneigt, 
viel von den vorgeftrigen Courſen nachzulaſſen, ſpäter aber, als ſich im Laufe 
der Börſe keinerlei Neigung zum Kaufen zeigte, traten die Offerten dringender 
auf, und der Verkehr verlief in rückgängiger Bewegung. Der Geſchäftsumfang 
war, wenn man von den durch die Regulirung bedingten mäßigen Umſätzen 
abſieht, außerordentlich beſchränkt. Bei der Regulirung zeigte ſich Stückenüber⸗ 
fluß nur in Be Credit, in Staatsbahn und Nationalanleihe herrſchte eher 
Stüdenmangel und mußte ein Deport von 7 Thlr. für erſtere, von 4— , % 
für letztere bewilligt werden. An Geld iſt eher Ueberfluß, wogegen gute Dis⸗ 
conten vermißt werden. 5 

Oeſterreichiſche Credit⸗Aktien wurden von Wien 187. 50 gemeldet, ſpäter 
wurde 186 als telegraphirter Cours angegeben; von heute Früh wollte man 
190 haben. Jedenfalls haben dieſe höheren wiener Notirungen in der hieſigen 
Coursbewegung keinen Ausdruck gefunden. Man eröffnete % niedriger, als 
man Sonnabends geſchloſſen, mit 85%, wich auf 84%, bob ſich dann zwar 
wieder auf 8474, zuletzt waren jedoch mit 84 Abgeber. Wodurch dieſer plötz⸗ 
liche Andrang zum Verkauf am Schluß der Börſe veranlaßt wurde, blieb unbe⸗ 
kannt. Vorprämien wurden gemacht: pr. März 90 oder 5, 89% oder 4½ und 
medio 874 oder 3. Sonſt war nur noch in Deſſauern einiger Verkehr, bald 
4% über, bald 4% unter dem letzten Courſe mit 39 4 —38 4, man ſchloß 39, 
Auch Meininger wurden meiſt 1 % unter letzter Notiz mit 74% offerirt und 
zuletzt ſelbſt mit 74% abgegeben. Darmſtädter gingen um 4 — , % zurüd 


0 


und ſchloſſen 80. Von den übrigen hierher gehörigen Effekten iſt heute kaum 
zu We Es war ſo wenig zum Verkaufen als zum Kaufen Andrang; wie 
unter ſolchen Verhältniſſen aber natürlich iſt, wurden Verkäufer weniger als 
Käufer vermißt, und die Briefcourſe daher durchſchnittlich 4 7 herabgeſetzt. 
Noch weniger ift von Notenbankaktien zu berichten. Preußiſche Bankantheile 
wurden zu 130 angeboten, Zettelbank fehlte zu 88, Hannoverſche zu 94, % 
darüber wurde gehandelt. Im Uebrigen waren faſt nur Abgeber vorhanden 
und Umſätze fehlten ſo gut wie ganz. : a 
Den Gherba nagen fehlt faſt jede belebtere Bewegung, einzelne Deviſen 
unter den ſchweren Aktien fanden nach Ermäßigung des Courſes Nehmer. Frage 
erhielt ſich nur für Oberſchleſiſche Lit. A. und C. ( unter dem letzten 
Courſe zu 122), für Potsdamer % % niedriger zu 120%, für Stettiner, die 
1 % mehr (102 ½) bedangen, und für Berbacher, die 1— 2 % hoher bis 139 
bezahlt wurden. Die leichten Spekulationsaktien gingen nach beendeter Regu⸗ 
lirung ohne Ausnahme zurück und fanden keinen Käufer. Nordbahn wich um 
% % auf 52%, Mecklenburger um 4 % auf 47%. Feſt blieben Tarnowitzer 
auf 3744, und gefragt erhielten ſich Steele ⸗ Vohwinller, nachdem ſie um 1— 
1% % herabgeſetzt waren; fie ſchloſſen 56. Köln⸗Mindener wurden abermals 
um I % auf 129 herabgeſetzt. Anhalter waren heute in den beiden erſten 
Emiſſionen 4 % billiger mit 104 angetragen, wogegen Lit. C. nur 4 % 
höher mit 9944 zu haben war. Rheiniſche wurden in der erſten Emiſſion % % 
höher mit 81% bezahlt, der Umſatz war jedoch gering und Enkel blieben ganz 
außer Verkehr. Sehr angeboten und völlig unverkäuflich waren Mainzer, ob⸗ 
ſchon ohne weſentliche Coursherabſetzung. Bergiſch⸗Märkiſche verloren wiederum 
1% (73%). Verhältnißmäßig feſt waren Oeſterr. Staatsbankaktien, fie waren 
zwär bereits um 1 Thlr. auf 139 gewichen, näherten ſich aber ſchließlich wieder 
dem letzten Courſe von 140. 2 
Für preuß. 414% Anleihen war die Frage wieder belebter und war 4. * 
höher zu 99% meiſtens nicht anzukommen, dagegen wurden Staatsſchuldſcheine 
% billiger mit 83% willig gegeben, und Prämienanleihe fand zu 113 leine 
Käufer. Pfandbriefe waren eher zu haben, wurden auch vielfach 4 und 4% 
billiger gehandelt, nur 4% Märker und Poſener ſo wie Oſtpreußen fehlten. 
Rentenbriefe blieben ohne Umſatz behauptet. (Bank⸗ u. H.⸗Z.) 
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Fonds- und Seld- Course. I — 


Freiw. Staate-Anleihe 414994 G. N.-Sch}. Zwgb..| — 4 — 
Staats-Anl. von 185014 997 bz. u. G Nordb. Fr. W 2˙% 4 62%. % u. % bz. 
dito 18524½ 90 % bz. u. G dito Prior...| 400% G. 
dito 18530494 bz. Oberschler. A..| 13 3½%122½ bz. 
dito 18541414199%, be. u. G. dito B. 13 3½ 116 ba. 
dito 18554 ½ 99%, bz. u, G. dito C. 13 3% 122½% ba. 
dito 18564 we ba, u G. dito Prior. A. .| — B. 
dito 1857144,199% ba. u. G. dito Prior. B. — 3 78 ba 
Stants-Schuld-Sch. . 3083/1 ba. dito Prior. D. — 85 ¼ B. 
Präm.-Anl. von 1855 113 B dito Prior. E. — 1314174 
Berliner Stadt-Obl. . 4. — dito Prior. F. — 4½ 91 be. 
Kur, u. Nenmärk, 3½ 88 bz. Oppeln-Tarnow.| — 37½ bz 
dito dito 914 G Prinz-W.(St.-V.)| 1% 4 |65 ba 
Pommersche . 3½ 85 ½ bz dito Prior. 1. — 5 — — 
3 dito neue... | A 193% bz. dito Prior II.. — 5 —— — 
3 Posensche . . 499 8 dito Prior. III. — 5 |- — — 
2 dito 3½88 B. Rheinische 6 481½ bz 
dito neue. 4 888 bz dito (St.) Pr.] — | 4 90 8. 
Schlesische... . 1344185 B. dito Prior — 4 — — 
o Kur- u. Neumärk-| 4 93 ½ ba. dito v. St. gar.) — 36 — — 
Pommersche. | A | 8% G. Rhein-Nahe-B. .| — 52 B. 
& \Posensche .... | A |91% bz. Ruhrert-Crefeld.) 43314184 etw. ba. u. B. 
5% Preussische . | 4 |92 Pz. dito Prior. I. — 4 — — — 
Westf. u. Rhein. | 4 |— — — dito Prior II. — r 
5 Szehbsische . | 4 |92% bz. dito Prior. III. — 4½—— — 
(Schlesische. . , | 4 |92%, bz. Russ. Staatsb. | — | —|— — — 
Friedrichsd’or .. . - [115% ba. Starg.-Posener .|5% 3 82%, bz. 
Louisd'oeoͤr es — loge ba. dito Prior — — —.— 
Goldkronen 9. 5 B. 55 1555 Prior. II. = 5 u. er 94½ B. 
ringer b 
Ausländische Fonds. dito Prior. — 4½ 100 B. 
Oesterr. Metall. . | 5 68 ½ bz. dito III. Em..| — 419% B. 
dito öder Pr.-Anl. | 4 101 B. dito IV. Em. — 
dito Nat.-Anleihe | 5 70% 4 1% ba. Wilhelms-Bahn.| — 46½ B. 
Russ.-engl. Anleihe. | 5 108% @ dito Prior. — — — 
dito 5. Anleihe . | 5 101 ½ 6 dito III. Em. — 44 — — — 
do.poln.Sch.-Obl, | 4 83½ B. dito Prior. St.| — 4 — — 
Poln. Pfandbriefe.. | 4 I— — — dito dito | — | 81 — —— 
dito III. Em... 489 B. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. | 487% B 
dito & 300 EI. 5 


Prouss. und ausl. 


dito 4 200 Fl. — 22 8 Bank-Action. 
Kurbess. 40 Thlr.. — 401, G. Div, Z- 
Baden 35 Fl... .. | —|Verloosung. 1857 F. 
er — — || Berl, K.-Verein) 8 4122 ½ B. 
Aotlen-Oourse, Berl. Hand.-Ges.| 5% 4/77 bz. 
Dix. Z. Berl. W.-Cred. G.] — 5 02% bz. 
1857 F. Braunschw. Bnk. 6% 4 |99%, etw. ba. 
Aach.-Düsseld. 3½ 3½ 78 B. Bremer „ 7 496% da. 
Aach.-Mastricht,| — 42) B. Coburg Ordtb. A. 4 | 4 78 Kigt. ba. =. B. 
Amst.-Rotterd. | 4 | 4 09% bz. u. G. Darmst.Zettel-B.| 4 488 G. i. D. 
Berg.-Märkische] 3½ 4 173%, bz Darmst. (abgest.) 5 4 80 a 79½ à 80 bz. 
ito Prior. — | 5 102 B dito Berechtg.| — | — |- — 
dito II. Em. .| — | 5 102 B. Dess. Creditb. A. — | 4 [39 1 bz. i. D. 
dito III. Em.| — 3½ 75% B Dise.-Cm.-Anth.| 5 495% 4 96 bz. 
Berlin-Anhalter, 9 104 B Genf. Creditb.-A. ] 5½ 4 50 b. 1D. 
dito Prior. . — 493 8. Geraer Bank 5 478 B. 
Berlin.-Hamburg| 6 | 4 101 ½ ba. Hamb.Nrd.Bank | 31 | 4 |80 B. 79% @ 
dito Prior... 4% 102% bz. „ Ver- „ 4 497 6. 
dito IL Em. . — 4½——— Hannov. „ 6 4 94½ ba. u. G. i. D 
Berl-Plad.-Mgd. 9 4/120 ba. Leips. „ — 4065 . i. 
dito Prior. AB. 4 — — Luxembg. Bank 4 4 73 B. 
dito Lit. C. . . — 4½ 98, B. agd. Priv.-B. .| 3} 4 83 B. 
dito Lit. D. — 11 97 ½% bz Mein. Creditb.-A.] 614 74½ 4 ½ ba 
Berlin-Stettiner 9 * 102% G. Minorva-Bgw. A. — | 5 47 B. 
dito Prior...| 4½ — Sr. II. 88 ½ bz. Oesterr Crdtb. A., 5 ¼(5 86.84 ½,85,84 bz 
Breslau-Freib. 5 7085 B. Pos. Prov.- Bank! — | 4 |79 B. 
dito neueste | — 4 — — — Preuss. B.-Anth.] 845/414 130 ba 
Köln-Mindener .| 9 3½ 120 bz. Preuss. Hand.-@.| 0 * — —— 
dito Prior. . . — 4½%100%½ B Schl. Bank- Ver.“ 54 |4 78 B 
dito II. Em. — 102 B. Thüringer Bank] 4 4 68 B 
alto II. Em.“ — | 4 80 bz Weimar. Bank. 5½ 4 89 B 
dito III. Em. — 4 — — 
= ei, Em.“ — 484 B. ' 
üsseld.-Elberf.) — | 4 |— — — N 
Franz. St.-Bisnb.| 8j 5 180 3, 4 4 4 %bz, Puehsel-Oenzne, 
dito Prior. . — | 3 |260 be. Amsterdam. . k. S. 142% G. 
Ludw.-Bexbach.) 10 | 4 138 à 139 ba. A 2 M. 142½ ba 
Magd.-Halberst. | 13 | 4 |— — — Hamburg k. S. 151% B 
Magd,-Wittenb. | ½ 440 ½ à 39%, bz. Ae ee 2M. 151 ½ bz 
Mainz-Ludw. A., 5 4 90 B. London 3 M. 6. 21 ba 
dito dito C.] 5 5 Y bz Paris . e, 2 M. 16% ba 
Mecklenburger . 2 447% 4 ½ bz Wien österr, Währ. 2 M. 91% ba. 
Münster-Hamm. 4 4 91% B dito 20 Fl-Fuss 2 M. 91 va. 
Neisse-Brieger . 3½ 4 1504, B Augsburg 2 M. 66. 24 bz 
Neust.-Weissb. .| — 4 — —— eig 8 T. 99 % 0. 
Niederschles. . 4 91% ba dite e 2 M. vor @. 
8 — 41 ba 2 8 1 8. M. . 2 M. 56. 26 6 
0. Pr. Ser. III. — | 4 89½ 6 etersb urg. 3 W. 99 % b. lang üb. 
do. Pr. Ser. IV.] — 5 —.— en Bremen 8 T. 100 4 B. g ub. N b 


Breslau, 28. Februar. [Woll bericht] Im Februar bewahrte das 
Wollgeihäft feine frühere Lebhaftigkeit und wurden über 6000 Centner meiſt 
ruſſiſcher und polniſcher Wollen, worunter mehrere Hundert Centner Schweiß⸗ 
und Locken ⸗Wolle, verkauft. Preiſe waren feſt und wenn nicht höher, doch 
die vollen Januar⸗Preiſe, und wurden dieſe angelegt von in⸗ und vereinslän⸗ 
diſchen Fabrikanten und Händlern, ſächſiſchen Kämmern und Spinnern und 
hieſigen Commiſſions⸗Häuſern. Fortdauernde Zufuhren b. Han das Lager in 
einem Zuſtande, daß ſowohl Tuch⸗ als Kammgarn⸗Fabrikanten ihren Bedarf 
gefriedigen können. 1 

Die Handelskammer Commiſſion für Wollberichte, 


Breslau, 1. März. [Produkten markt.] Bei ziemlich unveränder⸗ 
ten Preiſen in allen Getreideſorten, ſchleppendes Geſchäft, Kr ſchwach, 
und Angebot von Bodenlagern mäßig. — Del u. Kleeſaaten ohne Aenderung. 
— Spiritus matt, loco und März 8% B. 

Weißer Weizen 85—95—100—105 Sgr. gelber 75—85—90—92 Sgr., 
Brenner⸗ und neuer dgl. 38—45—50—54 Sgr. — Roggen 52—55—58 bis 
61 Sgr. — Gerſte 48—52—54—56 Sgr., neue 36—40—44—47 nr 
Hafer 40—42—44—46 Sgr., neuer 30—33.—36.—40 Sgr. — getan 
Hering Sgr., Futtererbſen 60—65—68—72 Sgr. nach Qualität und 

icht. 0 

Winterraps 125—129—131—133 Sgr., Winterrübſen 105—115—120 bis 
124 Sgr., Sommerrübſen 80—85.—90—98 Sgr. nach Qualität u. Trodenbeit, 

Rothe Kleeſaat 14—15 1718 Thlr., weiße 20 — 242720 Thlr. 
Thymothee 11½—12 4 — 1313 Thlr. 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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